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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung über die Tätigkeit des Europarats 
im Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 2014 

I. Überblick über politische Fragen und Entwicklungen sowie hochrangige Besucher 
Den Vorsitz im Ministerkomitee des Europarats führten im Berichtszeitraum Aserbaidschan (vom 14. Mai bis 
13. November) und Belgien (ab 13. November bis Mai 2015). 
Am 1. Oktober 2014 begann offiziell die zweite fünfjährige Amtszeit von Generalsekretär Thorbjørn Jagland, 
der am 24. Juni von der Parlamentarischen Versammlung wiedergewählt worden war. Zuvor hatte er am 
16. September im Komitee der Ministerbeauftragten (KMB) einen ersten Entwurf seiner künftigen Agenda 
unter der Überschrift „Stärkung der demokratischen Sicherheit in Europa“ vorgestellt, die unter anderem ei-
nen Schwerpunkt auf die Förderung von Rechtsstaatlichkeit in Europa legt.  
Im Fokus der Arbeit des KMB und des Europarats insgesamt stand im 2. Halbjahr 2014 der Konflikt in der 
Ukraine. Deutschland hat sich in diese Arbeiten aktiv eingebracht. Das KMB verabschiedete unter anderem 
jeweils mit großer Mehrheit eine Reihe von Erklärungen, in denen insbesondere das Vorgehen Russlands 
nachdrücklich verurteilt wurde. In einer Erklärung vom 17. September wurde Russland aufgefordert, russische 
Truppen und Kriegsgerät aus dem Osten der Ukraine abzuziehen. An die Ukraine richtete der Europarat die 
Erwartung, dass sich der Prozess demokratischer Reform und Stabilisierung des Landes fortsetzt und ermutig-
te dazu, hierfür die Beratungs- und Unterstützungsmöglichkeiten des Europarats aktiv zu nutzen. 
Der Vorsitz Aserbaidschans im Ministerkomitee von Mai bis November 2014 war überschattet durch die un-
befriedigende und sich in dem Zeitraum noch verschlechternde Menschenrechtslage in Aserbaidschan. Zu 
Beginn des aserbaidschanischen Vorsitzes hatten die EU-Mitgliedstaaten in einer Erklärung vom 28. Mai im 
KMB die Erwartung ausgedrückt, dass Aserbaidschan sich während seines Vorsitzes in besonderer Weise für 
die Standards und Werte des Europarats einsetzt. Kritik wies Aserbaidschan während seines Vorsitzes jedoch 
beständig zurück.  
Die Parlamentarische Versammlung (PV) führte im Rahmen ihrer Herbstsitzung Dringlichkeitsdebatten zum 
Konflikt in der Ukraine sowie zu Bedrohungen durch den „Islamischen Staat (IS)“ und seine Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit. Sie debattierte zudem Maßnahmen zur Bekämpfung von Neo-Nazismus in Europa. 
Am 29. September verlieh die PV den Václav-Havel-Menschenrechtspreis an den in Aserbaidschan inhaftier-
ten Menschenrechtsverteidiger Anar Mammadli.  
Am 25. November besuchte Papst Franziskus in Straßburg das Europäische Parlament und den Europarat. In 
seiner Rede beim Europarat forderte er insbesondere eine neue Agora des Dialogs und mehr Offenheit für 
Migranten. Er verurteilte Hegemoniestreben und den Rückfall in die Vergangenheit, insbesondere bei Versu-
chen neuer Grenzziehungen mittels Gewalt. 
Am 1. August ist das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul Konvention) in Kraft getreten. 

 
Zugeleitet mit Schreiben des Auswärtigen Amts vom 23. März 2015 gemäß Beschluss vom 28. April 1967 
(Bundestagsdrucksache V/1653). 
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II. Generalsekretär 
Nach seiner Wiederwahl im Juni stellte Generalsekretär Jagland am 16. September im KMB einen ersten 
Entwurf seiner künftigen Agenda unter dem Titel „Stärkung der demokratischen Sicherheit in Europa“ vor. 
Demgemäß will er seinen bisherigen Reformkurs zur Steigerung von Relevanz und Effizienz des Europarats 
grundsätzlich fortsetzen und einen besonderen Akzent auf die Förderung von Rechtsstaatlichkeit in Europa 
legen. Jagland sprach sich nachdrücklich für den Ausbau der guten Zusammenarbeit zwischen Europarat und 
EU aus. Seitens der Mitgliedstaaten besteht die Erwartung, dass der Generalsekretär seine Agenda im Weite-
ren konkretisiert.  
Gegenüber Aserbaidschan forderte Jagland angesichts zunehmend negativer Tendenzen bei der Menschen-
rechtssituation im Berichtszeitraum in dem Land einen Kurswechsel und rasche Verbesserungen, einschließ-
lich der Freilassung von Menschenrechtsverteidigern.  
Ein Schwerpunkt der Arbeit des Generalsekretärs war auch im Berichtszeitraum der Konflikt in der Ukraine. 
Unter anderem führte Jagland am 2. September offizielle Gespräche in Kiew und am 4. September in Moskau. 
Am 27./28. November war er erneut in Moskau zu Gesprächen mit der russischen Regierung und in der Duma 
sowie mit der russischen Zivilgesellschaft (u. a. mit der Menschenrechtsorganisation „Memorial“).  
Jagland machte sich weiterhin stark für die Internet-Kampagne des Europarats „No hate speech!“ (Keine 
Hassreden!). 
Am 18. Dezember zeichnete die stellvertretende Generalsekretärin, Gabriella Battaini-Dragoni, zwei Verein-
barungen mit der EU-Kommission zur Zusammenarbeit und Finanzierung gemeinsamer Programme im Rah-
men der östlichen Partnerschaft und der zweiten Phase der Nachbarschaftskooperation des Europarats mit 
Marokko, Tunesien und Jordanien in Höhe von jeweils 33,8 bzw. 7,4 Mio. Euro für die Jahre 2015 bis 2017. 
Diese Vereinbarungen sind Teil der zwischen Europarat und EU am 1. April 2014 vereinbarten längerfristigen 
Kooperation bis 2020. 

III. Ministerkomitee 
1. Vorsitze und Themen 
a) Aserbaidschan (14. Mai bis 13. November 2014) 
Aserbaidschan übernahm seinen Vorsitz zum ersten Mal seit Beitritt zum Europarat 2001 mit u. a. folgenden 
erklärten Prioritäten: Korruptionsbekämpfung, Konsolidierung multikultureller Gesellschaften durch Förde-
rung gegenseitigen Respekts sowie Jugendbildung im Bereich Menschenrechte und demokratischer Bürger-
rechte.  
Im Laufe des aserbaidschanischen Vorsitzes verschlechterte sich jedoch trotz vielfältiger Ermahnungen im 
Rahmen des Europarats und darüber hinaus die Menschenrechtslage in Aserbaidschan. Kritik wies Aserbaid-
schan beständig zurück. Konzediert wurde am 22. Oktober nach langer Vermittlung durch Generalsekretär 
Jagland ein Treffen des „Gemeinsamen Ausschusses“ aus Regierung und Vertretern der aserbaidschanischen 
Zivilgesellschaft, der seit 2008 nicht mehr getagt hatte. Im Übrigen arbeitete Aserbaidschan sein Vorsitzpro-
gramm ab, insbesondere mit einer Reihe von Konferenzen und anderen Veranstaltungen in Baku. 
 In die Zeit des aserbaidschanischen Vorsitzes fiel die Verabschiedung einer Konvention des Europarats zum 
Verbot von internationalem Organhandel, das Anfang 2015 zur Zeichnung aufgelegt werden soll. Deutschland 
unterstützt die Zielrichtung der Konvention, der auch Drittstaaten beitreten können, und nahm von Beginn an 
aktiv an den Verhandlungen darüber teil. Ein aus deutscher Sicht zentraler Grundsatz – Organspender müssen 
zuvor ihre freie und informierte Einwilligung gegeben haben – konnte in der Konvention am Ende intensiver 
Verhandlungen jedoch nicht hinreichend abgesichert werden, so dass gegenwärtig nicht die Absicht besteht, 
das Übereinkommen zu zeichnen.  
Am 18. September unterzeichneten Deutschland und zahlreiche weitere Mitgliedstaaten des Europarats in 
Magglingen (Schweiz) ein Übereinkommen des Europarats gegen die Manipulation von Sportwettbewerben.  

b) Belgien (13. November 2014 bis 19. Mai 2015) 
Belgien hat für seinen Vorsitz neben der Unterstützung der Reformagenda des Generalsekretärs und aller Be-
mühungen zur Beilegung des Konflikts in der Ukraine (u. a. Vorbereitung eines Aktionsplans des Europarats 
2015-17) insbesondere die weitere Stärkung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte und des 
Konventionssystems des Europarats als Schwerpunkt benannt („Umsetzung der Europäischen Menschen-



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 3 – Drucksache 18/4534 
 

 
rechtskonvention (EMRK) – Unsere gemeinsame Verantwortung“). Dazu ist – als Nachfolgekonferenz von 
Brighton 2012 – eine hochrangige Konferenz in Brüssel am 26./27 März 2015 geplant. Als weitere Schwer-
punktbereiche des Vorsitzes wurden u.a. genannt: 
− aktive Begleitung der weiteren Reform des Europarats; 
− Stärkung des Menschenrechtsschutzes, insbes. von benachteiligten oder besonders schutzbedürftigen 

Gruppen; 
− Akzentuierung der sozialen Rechte in Europa, insbes. auf Basis der Europäischen Sozialcharta und der 

Revidierten Europäischen Sozialcharta.  
Im Rahmen einer thematischen Debatte widmete sich das Komitee der Ministerbeauftragten des Europarats 
(KMB) am 9. Dezember dem Thema „Meinungsfreiheit im Internet“. Dabei wurde die baldige Einrichtung 
einer Internet-Plattform zur Förderung des Schutzes von Journalisten bekräftigt, die 2015 in Betrieb genom-
men werden soll.  

2. Haushalt 
Im Rahmen des Zweijahreshaushalts 2014/2015 betrug das Gesamtvolumen für 2014 (Summe aller Beiträge 
der 47 Mitgliedstaaten und der 17 Nichtmitgliedstaaten des Europarats) ca. 306 Mio. Euro, davon 238 Mio. 
Euro „ordentlicher Haushalt“ und 68 Mio. Euro „andere Budgets“ (Teilabkommen, Pensionsreservefonds, 
Gebäude). Zu den zusätzlich ca. 96 Mio. Euro an (freiwilligen) Beiträgen Dritter trägt die EU mit ca. 30 Mio. 
Euro bei. Der Anteil Deutschlands für 2014 betrug insgesamt 35,1 Mio. Euro, davon 27,3 Mio. Euro 
(= 11,5 Prozent Beitragssatz) für den ordentlichen Haushalt und 7,8 Mio. Euro als Beiträge zu sieben Teilab-
kommen des Europarats (Europäisches Direktorat für die Qualität von Arzneimitteln „Pharmacopo-
eia/EDQM“, Entwicklungsbank des Europarats, Europäischer Filmförderungsfonds „Eurimages“, Europäische 
Kommission für Demokratie durch Recht (Venedig-Kommission), Europäisches Fremdsprachenzentrum in 
Graz, Staatengruppe gegen Korruption (GRECO) und Kulturrouten sowie für Sonderfonds (Jugendfonds, 
Pensionsreservefonds, Baukosten). Bilaterale deutsche freiwillige Beiträge zum Europarat beliefen sich wie in 
den Vorjahren auf ca. 930.000 Euro. 
Gegen Ende 2014 wurde der Wunsch der Türkei bekannt, ab 2016 dem Kreis der Hauptbeitragszahler zum 
Budget des Europarats beizutreten. Diese sind bisher Deutschland, Frankreich, Italien, Großbritannien und 
Russland. 
Im Juli 2014 wurde ein von Deutschland, Norwegen und der Slowakei eingebrachter Antrag auf ODA-
Anrechenbarkeit („Official Development Assistance“) der Entwicklungsbank des Europarates (CEB) vom 
zuständigen Komitee der OECD positiv entschieden. Die CEB wurde damit in die entsprechende OECD-Liste 
mit einem ODA-Koeffizienten von 18 Prozent aufgenommen. Im September 2014 wurden auch die Pflichtbei-
träge zum ordentlichen Haushalt des Europarats mit einem ODA-Koeffizienten von 40 Prozent in die Liste 
aufgenommen. 
Im Oktober stimmten die zuständigen Gremien des Ministerkomitees der Einrichtung eines aus Sicherheits-
gründen notwendigen zweiten (Reserve-) Standorts – neben Straßburg – für das „Europäische Direktorat für 
die Qualität von Arzneimitteln“ (EDQM) in Metz mit einem Volumen von rund 11,3 Mio. Euro zu.  

IV. Parlamentarische Versammlung 
Im Berichtszeitraum fand eine Teilsitzung der Parlamentarischen Versammlung (PV) statt: 

Herbstsitzung, 29. September bis 3. Oktober 2014 

Nach den PV-Sitzungen vom April und Juni wurde auch die Herbstsitzung vom Konflikt in der Ukraine ge-
prägt. In einer Sonderdebatte am 1. Oktober kam überwiegend deutliche Kritik der wortnehmenden Abgeord-
neten an der fehlenden russischen Bereitschaft zum Ausdruck, zur Deeskalation der Lage beizutragen. Die 
russische PV-Delegation nahm an diesen Debatten nicht teil und war während der gesamten PV-Woche nur 
zeitweise durch eine Abgeordnete vertreten.  
Die PV führte außerdem eine Dringlichkeitsdebatte zu Bedrohungen durch den „Islamischen Staat (IS)“ und 
seine Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Sie debattierte zudem Maßnahmen zur Bekämpfung von Neo-
Nazismus in Europa und verabschiedete dazu eine Entschließung. 
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Am 29. September verlieh die PV den mit 60.000 Euro dotierten Václav-Havel-Menschenrechtspreis der PV 
an den in Aserbaidschan inhaftierten Menschenrechtsverteidiger Anar Mammadli.  

V. Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) und Europäischer Gerichtshof für 
 Menschenrechte (EGMR) 

1. Reform des Europäischen Menschenrechtssystems  
Die Umsetzung der auf den Reformkonferenzen in Interlaken (2010), Izmir (2011) und Brighton (2012) be-
schlossenen Aktionspläne wurde fortgesetzt. Die Ergebnisse der Expertengruppen wurden in den zuständigen 
Arbeitsgruppen des KMB beraten.  
Am 12. Dezember 2014 ist in Deutschland das Vertragsgesetz zu dem Protokoll Nr. 15 vom 24. Juni 2013 zur 
Änderung der EMRK in Kraft getreten. Protokoll Nr. 15 soll die Leistungsfähigkeit des EGMR weiter stärken. 
Vorgesehen ist insbesondere, die Frist für die Einreichung von Beschwerden beim Gerichtshof von sechs auf 
vier Monate zu verkürzen, Verweisungen einer Kammer zugunsten der Großen Kammer zu erleichtern und 
die Begrenzung des Höchstalters für Richter zu ändern. Protokoll Nr. 15 wird erst nach Ratifizierung durch 
alle Vertragsparteien in Kraft treten. 

2. Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
Die internen Reformen des EGMR der letzten Jahre und Monate zeigen weiter Wirkung und ermöglichten zum 
Jahresende, den Rückstand bei der Bearbeitung anhängiger Individualbeschwerden auf erstmals unter 70.000 
zu reduzieren. Maßgeblich trug hierzu die stark zunehmende Zahl der durch Einzelrichter entschiedenen unzu-
lässigen Beschwerden bei. Allerdings wächst der Rückstau bei den potentiell zulässigen und begründeten Be-
schwerden, die von den Ausschüssen bzw. Kammern des EGMR behandelt werden müssen, derzeit noch wei-
ter an. Es bleibt abzuwarten, ob die für den Bereich der offensichtlich unzulässigen Beschwerden bereits wirk-
samen Reformmaßnahmen künftig indirekt dazu führen, dass mehr Ressourcen zur Verfügung stehen, um auch 
den Rückstand bei den potentiell begründeten Beschwerden abzubauen.  
Bei der Hälfte aller anhängigen Beschwerden handelt es sich um sog. repetitive Fälle, deren bekannte Ursa-
chen auf nationaler Ebene von den Vertragsstaaten angegangen werden müssten. Ansonsten werden dadurch 
stetig weitere Beschwerdeeingänge beim EGMR verursacht. Belgien hat daher angekündigt, während seines 
Vorsitzes im Ministerkomitee die oben unter Ziffer III b) erwähnte hochrangige Konferenz „Die Umsetzung 
der EMRK – Unsere gemeinsame Verantwortung“ in Brüssel zu veranstalten.  

3. Beitritt der Europäischen Union zur Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat am 18. Dezember das von der EU-Kommission beantragte Gutach-
ten zur Vereinbarkeit des zwischen den Vertragsstaaten der EMRK und der EU in den Verhandlungen auf 
Fachebene vereinbarten Entwurfs eines Beitrittsabkommens vorgelegt. Der Gerichtshof kommt zu dem Er-
gebnis, dass der Übereinkommensentwurf nicht mit den Unionsverträgen vereinbar ist, und fordert eine Viel-
zahl von Änderungen des Übereinkommensentwurfs. Die Präsidentin der Parlamentarischen Versammlung, 
Anne Brasseur (LUX), rief in Reaktion auf das Gutachten dazu auf, die Stellungnahme des EuGH genau zu 
prüfen und zügig die vom Gerichtshof in Luxemburg genannten rechtlichen Hürden zu beseitigen. Ein kohä-
rentes, europaweites System zum Schutz der Menschenrechte sei im Interesse aller. 

4. Urteile des EGMR 
A. Ausgewählte Entscheidungen in Verfahren gegen Deutschland  
E. gegen Deutschland Nr. 67522 09 

Am 6. November 2014 hat der EGMR im Verfahren E. gegen Deutschland festgestellt, dass trotz einer Länge 
der Untersuchungshaft von fünf Jahren und acht Monaten keine Konventionsverletzung des Anspruchs auf ein 
Urteil innerhalb angemessener Frist (Artikel 5 Absatz 3 EMRK) vorliegt. Der Beschwerde lag ein Strafverfah-
ren gegen einen mutmaßlichen Führungsfunktionär einer terroristischen Vereinigung in der Türkei zugrunde. 
Der Gerichtshof hat den besonderen Umfang des Falles und die Schwierigkeiten bei den Ermittlungen und der 
Beweisführung berücksichtigt. Er hat insbesondere anerkannt, dass bei der Bekämpfung internationaler Ver-
brechen wegen des Auslandsbezuges und der besonderen Schwierigkeiten der Beweisführung besondere 
Maßstäbe gelten. 
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F. gegen Deutschland Nr. 54648/09 
Am 23. Oktober 2014 hat der Gerichtshof im Verfahren F. gegen Deutschland eine Verletzung von Artikel 6 
Absatz 1 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren) festgestellt. Er befand, dass der Beschwerdeführer, der zwei 
Betäubungsmittelgeschäfte angebahnt und mit anderen durchgeführt hatte, in Hinblick auf diese Geschäfte 
Opfer einer polizeilichen Tatprovokation geworden sei, wie sie in der Rechtsprechung des Gerichtshofs zu 
Artikel 6 Absatz 1 der Konvention definiert ist. Das durch die polizeiliche Provokation erlangte Beweismate-
rial wurde darüber hinaus in dem anschließenden Strafverfahren gegen den Beschwerdeführer verwendet und 
die Verurteilung des Beschwerdeführers zu einer Freiheitsstrafe darauf gestützt. Deswegen beschäftigte sich 
der Gerichtshof insbesondere mit der Frage, ob die vom zuständigen Landgericht aufgrund des Einsatzes der 
verdeckten Ermittler angenommene Strafmilderung die Verletzung der Rechte des Beschwerdeführers hinrei-
chend kompensiere. Dabei zeigte er sich - nicht zuletzt aufgrund der Bedeutung des Materials für den Beweis 
der Schuld des Beschwerdeführers - nicht davon überzeugt, dass selbst eine erhebliche Milderung der Strafe 
des Beschwerdeführers als ein Verfahren mit vergleichbaren Konsequenzen wie der Ausschluss der angegrif-
fenen Beweismittel angesehen werden könne und verneinte folglich eine ausreichende Wiedergutmachung für 
die Verletzung von Artikel 6 Absatz 1 EMRK. 
A. S. gegen Deutschland Nr. 48311/10 
Im Verfahren A. S. gegen Deutschland hat der EGMR in seiner Entscheidung vom 10. Juli 2014 eine Verlet-
zung von Artikel 10 EMRK festgestellt. Deutschland wurde zur Zahlung von 46.338,25 Euro verurteilt. Der 
Gerichtshof kam zu dem Ergebnis, dass der Presse- und Meinungsfreiheit (Artikel 10 EMKR) der Vorrang 
gegenüber dem Interesse des früheren Bundeskanzlers Gerhard Schröder an der Wahrung seines Rufs (Artikel 
8 EMRK) einzuräumen sei. Der EGMR stützt sich dabei auf die Erwägungen, dass im Bereich der politischen 
Debatte bzw. mit Blick auf Fragen allgemeinen Interesses Einschränkungen der Pressefreiheit nur ausnahms-
weise möglich sind, dass dieses umso mehr gelte, wenn der Betroffene Politiker ist, der sich als solcher be-
wusst öffentlicher Beobachtung unterwirft, und wenn noch dazu über die Ansichten eines Politikers berichtet 
wird. Vor diesem Hintergrund stellte der EGMR fest, dass die hier tätigen Journalisten mit hinreichender 
Sorgfalt die Hintergründe der Angelegenheit recherchiert hatten und berechtigt waren, das Zitat wie gesche-
hen zu veröffentlichen. Das Urteil löst keinen Gesetzgebungsbedarf aus.  
P. gegen Deutschland Nr. 68919/10 
Mit seiner Entscheidung vom 4. September 2014 hat der EGMR festgestellt, dass im Fall P. gegen Deutsch-
land eine Verletzung der Konventionsrechte des Beschwerdeführers aus Artikel 6 Absatz 1 (Recht auf ein 
faires Verfahren) und Artikel 13 (Recht auf wirksame Beschwerde) EMRK zu verneinen ist. Der Beschwerde-
führer hatte mit einer im Januar 2006 eingelegten Verfassungsbeschwerde gerügt, er werde rentenrechtlich als 
hinterbliebener Partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft gegenüber Eheleuten diskriminiert. Das Bun-
desverfassungsgericht hatte die Verfassungsbeschwerde mit Beschluss vom Juni 2010 nicht zur Entscheidung 
angenommen. Unter Berufung auf Artikel 6 Absatz 1 der Konvention rügte der Beschwerdeführer die Verfah-
rensdauer vor dem Bundesverfassungsgericht. Nachdem er diesbezüglich von dem neuen innerstaatlichen 
Rechtsbehelf Gebrauch gemacht hatte, hielt er seine Rügen nach Artikel 13 der Konvention aufrecht. Er rügte 
insbesondere, dass der neue innerstaatliche Rechtsbehelf nicht wirksam und das Verfahren vor der Beschwer-
dekammer nicht fair im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Konvention gewesen sei. Der Gerichtshof bewertete 
die gesetzlichen Regelungen über die Verzögerungsbeschwerde zum Bundesverfassungsgericht (§§ 97a ff 
BVerfGG) als eine nach Artikel 13 EMRK grundsätzlich ausreichende Abhilfemöglichkeit, da dieser Rechts-
behelf die Feststellung einer Verletzung des Artikel 6 Absatz 1 EMRK und die Gewährung einer Entschädi-
gung ermögliche. Gleichfalls verneinte der Gerichtshof mit Rücksicht auf die Funktion des Bundesverfas-
sungsgerichts als „Hüterin der Verfassung“ eine Verletzung von Artikel 6 Absatz 1 EMRK durch die Dauer 
des Verfahrens. Die Verfahrensdauer von viereinhalb Jahren möge zwar ungewöhnlich lang gewesen sein, sei 
jedoch nach den konkreten Fallumständen noch vertretbar. 

B. Ausgewählte Entscheidungen in Verfahren gegen andere Staaten  
S.A.S. gegen Frankreich (Nr. 43835/11) vom 1. Juli 2014 

Die Große Kammer des EGMR urteilte mehrheitlich, dass das Verbot des Tragens von Gesichtsschleiern in 
der Öffentlichkeit in Frankreich nicht gegen die Freiheit des Glaubens, der Gedanken oder des Gewissens 
(Artikel 9 EMRK) und das Recht auf ein Privat- und Familienleben (Artikel 8 EMRK) verstößt. Im Rahmen 
des weiten Beurteilungsspielraums der Vertragsstaaten hielt der Gerichtshof das gesetzliche Verbot der Ge-
sichtsverhüllung im öffentlichen Raum aufgrund der Notwendigkeit zum Schutz der Rechte und Freiheiten 

http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19500267/index.html%23a9
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19500267/index.html%23a8
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Anderer gemäß Artikel 8 Absatz 2 und Artikel 9 Absatz 2 EMRK für gerechtfertigt, nicht aber zum Schutz 
der nationalen oder öffentlichen Sicherheit. Die Verhältnismäßigkeit des Verbots ergebe sich auch daraus, 
dass das Gesetz nicht allein auf religiös motivierte Verschleierung abziele und milde Sanktionen zur Folge 
habe. Den Einwand, die Beschwerde sei bereits unzulässig, weil sich die Beschwerdeführerin nicht gegen eine 
individuell gegen sie ergangene Sanktion wende, sondern faktisch gegen das Gesetz als solches, lehnte der 
EGMR ab. Das Gesetz zwinge die Beschwerdeführerin unmittelbar zu einem Verhalten bzw. setze sie der 
Gefahr der Strafverfolgung aus, woraus sich die Beschwerdeberechtigung ergebe. 

Z. gegen Bosnien-Herzegowina (Nr. 3681/06) vom 15. Juli 2014 

Mit rechtskräftigem Kammerurteil nahm der EGMR Bezug auf sein Urteil in der Sache Sejdic und Finci ge-
gen Bosnien-Herzegowina aus dem Jahr 2009 und bestätigte dieses. Inhalt ist die Konventionswidrigkeit des 
nationalen Wahlrechts, wonach Voraussetzung der Wählbarkeit die erklärte Zugehörigkeit zu einem konstitu-
ierenden Staatsvolk (Bosnier, Kroaten und Serben) ist. Dies stelle nicht nur eine Diskriminierung und den 
Ausschluss von Minderheiten dar, sondern die Feststellung der Zugehörigkeit beruhe zudem allein auf einer 
Selbsteinschätzung, für die jegliche objektive Kriterien fehlten. Mit deutlichen Worten erinnerte der Gerichts-
hof an die Verpflichtung zur Umsetzung des Urteils in der Sache Sejdic und Finci aus dem Jahr 2009. Die 
Wahlen im Herbst 2014 erfolgten erneut auf Grundlage des unveränderten Wahlrechts. 

A. und andere gegen Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Serbien, Slowenien, Mazedonien (Nr. 60642/08) 
vom 16. Juli 2014 

Slowenien und Serbien sind nach dem Piloturteil der Großen Kammer des EGMR dafür verantwortlich, den in 
Deutschland ansässigen Beschwerdeführern Devisensparguthaben aus Zeiten der früheren Sozialistischen Fö-
derativen Republik Jugoslawien zurückzuzahlen. Gesetzliche Änderungen und sonstige Maßnahmen zur Zu-
rückzahlung sind nach dem Urteil innerhalb eines Jahres zu treffen. In dieser Zeit werden keine Entscheidun-
gen in den ähnlich gelagerten 1850 weiteren anhängigen Fällen mit mehr als 8000 Beschwerdeführern getrof-
fen.  

OAO Neftjanaja Kompanija Yukos gegen Russland (Nr. 14902/04) vom 31. Juli 2014 – Gerechte Ent-
schädigung  

Der EGMR hatte bereits im Jahr 2011 festgestellt, dass Russland bei den Verfahren wegen Steuernachzahlun-
gen gegen den russischen Ölkonzern Yukos, die schließlich zu dessen Bankrott und Auflösung führten, gegen 
Artikel 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren)  sowie Artikel 1 (Schutz des Eigentums) Zusatzprotokoll zur 
EMRK verstoßen hat. Im Rahmen der Entscheidung über gerechte Entschädigung wurde Russland nunmehr 
zur Zahlung von fast 1,9 Mrd. Euro wegen materieller Schäden verurteilt. Der russische Antrag auf Verweis 
an die Große Kammer wurde am 15. Dezember abgewiesen. Die Entscheidung ist damit rechtskräftig. 

T. gegen Schweiz (Nr. 29217/12) vom 4. November 2014 

Nach der Entscheidung der Großen Kammer des EGMR verletzt die Schweiz Artikel 3 (Verbot der Folter) 
EMRK, wenn sie Asylbewerber mit Kindern gemäß der Dublin-II-Verordnung zurück ins Einreiseland Italien 
ausweist, ohne von Italien zuvor Garantien für die angemessene Unterbringung der Familie erhalten zu haben. 
Der Gerichtshof argumentiert mit den fehlenden Unterbringungskapazitäten in Italien angesichts der Vielzahl 
von Asylbewerbern, die ernsthaft befürchten lasse, dass gar keine oder lediglich eine unangemessene Unter-
kunft für die Beschwerdeführer bestehe, und  verwies auf die besondere Schutzbedürftigkeit von Kindern.  

J. gegen Niederlande (Nr. 47708/08) vom 20. November 2014 

Die Große Kammer des EGMR hat einstimmig festgestellt, dass die Niederlande (NLD) ihre Verfahrenspflich-
ten aus Artikel 2 (Recht auf Leben) EMRK verletzt haben, da die Todesumstände eines irakischen Zivilisten 
an einer Fahrzeugkontrolle im Irak nicht hinreichend untersucht wurden. Auch wenn NLD nicht zu den Besat-
zungsmächten nach VN-Resolution 1483 gehörte, sei NLD in dem betreffenden Gebiet für die Sicherheit zu-
ständig gewesen; die irakischen Soldaten (Iraqi Civil Defence Corps) seien unter der Führung von NLD-
Soldaten an der Kontrollstation tätig gewesen. Ob die tödlichen Schüsse von NLD- oder irakischen Soldaten 
abgegeben wurden, blieb ungeklärt. Das untersuchende NLD-Gericht erhielt teilweise durch NLD-Behörden 
keinen Zugang zu relevanten Dokumenten, Zeugen wurden erst spät befragt, eine ungenügende Autopsie er-
folgte ohne Anwesenheit eines Staatsbediensteten von NLD und Beweisstücke wurden nicht ausreichend un-
tersucht und sind verschwunden.  
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T. gegen Belgien Nr. 140/10 

Der EGMR befand einstimmig, dass die Auslieferung des Beschwerdeführers an die USA im Oktober 2003, 
wo ihm eine lebenslange Freiheitsstrafe drohte, die nicht mehr reduziert wer-den kann, gegen die der Konven-
tionsrechte des Beschwerdeführers nach Artikel 3 EGMR (Verbot unmenschlicher und erniedrigender Be-
handlung) verstoßen hat. Nach Ansicht des EGMR wurden die Anforderungen des Artikel 3 EMRK nicht er-
füllt, da auf US-Seite kein Verfahren zur Verfügung stand, das anhand objektiver, vorab festgelegter Kriterien 
zu einer Strafreduzierung führen konnte. Darüber hinaus hat Belgien durch die Auslieferung trotz einstweili-
ger Anordnung des EGMR auch gegen seine aus Artikel 34 EMRK resultierenden Verpflichtungen verstoßen. 

5. Kommissar für Menschenrechte 
Der Menschenrechtskommissar des Europarats, Nils Muižnieks, unternahm vom 7. bis 12. September eine 
Reise nach Kiew, Moskau und auf die Krim. Die Reise des Menschenrechtskommissars auf die Krim bot seit 
März 2014 erstmals die Gelegenheit, die Menschenrechtslage vor Ort durch eine internationale Institution 
einzuschätzen. Im Ergebnis erstattete Muižnieks bei der PV-Herbstsitzung kritischen Bericht. Ein weiterer 
Arbeitsschwerpunkt des Menschenrechtskommissars war weiterhin die Menschenrechtslage in Aserbaidschan. 
Deutschland unterstützte im Jahr 2014 die Arbeit des Menschenrechtskommissars erneut durch freiwillige 
Zuwendungen in Höhe von 40.000 Euro.   

VI. Kongress der Gemeinden und Regionen Europas (KGRE) 
Der KGRE beging 2014 sein 20-jähriges Bestehen. Die deutsche KGRE-Delegation würdigte dies am 16. Ok-
tober mit einer festlichen Fachveranstaltung in Stuttgart, an der auch der neue KGRE-Präsident, Jean-Claude 
Frécon (Frankreich), teilnahm, der bei der 27. Sitzung des KGRE (14. bis 16.10.) gewählt worden war. Auf 
Ebene der Kammer der Regionen des KGRE wurde der deutsche Delegierte Clemens Lammerskitten (MdL 
Niedersachsen) als erster Vizepräsident gewählt, mit gleichzeitiger Funktion eines Vizepräsidenten des Kon-
gresses insgesamt. Die 27. Sitzung nahm einen Bericht und Entschließung des deutschen Berichterstatters 
Josef Neumann (MdL Nordrhein-Westfalen) zum Thema „Förderung der Gleichberechtigung Behinderter und 
deren Beteiligung an politischen Prozessen auf regionaler und kommunaler Ebene“ an. Der KGRE begrüßte 
die ehemalige kurdisch-türkische Bürgermeistern Leyla Güven (Türkei), ebenso ehemaliges Mitglied des 
Kongresses, die 2009 festgenommen und ohne juristische Begründung für insgesamt 5 Jahre in der Türkei 
inhaftiert worden war. Der KGRE hatte sich nachdrücklich für ihre Freilassung eingesetzt. Der KGRE befass-
te sich auch bei der 27. Sitzung mit dem Konflikt in der Ukraine. Das KGRE-Jahresthema 2014 war die stär-
kere politische Einbeziehung der Jugend durch die Gemeinden und Regionen („Empowering youth – a shared 
responsability for cities and regions“).  

VII. Aus den einzelnen Aufgabengebieten des Europarats 
1. Menschenrechtsfragen 
a) Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) 
Im Berichtszeitraum setzte ECRI ihren Anfang 2013 begonnenen fünften Zyklus zur Überprüfung der Situati-
on in den Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung von Rassismus und Intoleranz und der Wirksamkeit von dazu 
ergriffenen gesetzgeberischen, politischen und anderen Maßnahmen fort. Der nach einem Besuch in Deutsch-
land von ECRI veröffentliche Bericht liegt vor; ein Teil der dort ausgesprochenen Empfehlungen wird Gegen-
stand einer voraussichtlich Anfang 2016 stattfindenden Überprüfung durch ECRI sein. 

b) Antifolterausschuss (CPT) 
Der Antifolterausschuss (CPT) arbeitete auch in diesem Berichtszeitraum an seiner Aufgabe, den Schutz von 
Personen, denen die Freiheit entzogen ist, vor Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung zu 
verstärken und Defizite zur Sprache zu bringen. CPT-Delegationen statteten einer Vielzahl von Mitgliedstaa-
ten periodische und auch Ad-hoc-Besuche ab, um die Behandlung dieser Personen zu überprüfen und dem 
CPT darüber zu berichten. Im zweiten Halbjahr 2014 besuchte der CPT folgende Länder: Spanien, Ukraine, 
Irland, Österreich, Finnland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Großbritanni-en/Vereinigtes 
Königreich, Russische Föderation und Georgien. 
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c) Lenkungsausschuss für Menschenrechte (CDDH) 
Der Lenkungsausschuss für Menschenrechte (CDDH) konzentrierte sich in seiner Sitzung im November 2014 
auf die Fragen der Reform des Gerichtshofs. Der Bericht der Unterarbeits-gruppe GDR-G, der sich mit Optio-
nen für erleichterte Änderungsmodalitäten bei bestimmten organisatorischen Vorschriften der Konvention und 
mit den Verfahrensvorschriften befasste, wurde diskutiert und verabschiedet. Im Rahmen der Unterarbeits-
gruppe GDR-F, die über die längerfristige Zukunft des Gerichtshofs berät, wurde eine Reihe von Experten 
angehört. Die Gruppe wird ihren Bericht 2015 vorlegen.  
Die Arbeitsgruppe CDDH-CORP führte ihre Arbeit an einer nicht-bindenden Empfehlung zur Umsetzung der 
Leitprinzipien der Vereinten Nationen zu Wirtschaft und Menschenrechten fort. Auch die Arbeiten der Ar-
beitsgruppe CDDH-DC, deren Mandat bis Ende 2015 verlängert wurde, zu einer Zusammenstellung von 
Standards und guter Praxis im Hinblick auf Menschenrechte in multikulturellen Gesellschaften, wurden fort-
gesetzt. 

d) Datenschutz 
In der letzten Sitzung des Committee on Data Protection (CAHDATA) vom 1. bis 3. Dezember 2014 wurden 
die vorliegenden Vorschläge zur Überarbeitung der Eu-roparatskonvention zum Datenschutz (SEV 108) ab-
schließend erörtert. In der Sitzung legte die EU-Kommission sowohl einen allgemeinen Prüfvorbehalt als auch 
einen Prüfvorbehalt zu einzelnen Artikeln ein. Sobald eine politische Festlegung zur Datenschutzreform in-
nerhalb der EU vorliegt, voraussichtlich noch im Jahr 2015, soll über eine weitere Anpassung des Entwurfs 
und /oder die Aufhebung der Prüfvorbehalte entschieden werden.  

e) Minderheitenrechte 
Vom 28. bis 31. Oktober 2014 fand in Sarajevo die 8. Sitzung des Ad-hoc-Experten-ausschusses für Roma 
(CAHROM) statt. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer befassten sich u.a. mit Arbeitsgruppenberichten zur 
Wohn- und Bildungssituation der Roma, zur Lage der Roma-Frauen und -Jugend sowie zum Schutz und zur 
Förderung der Sprache Romanes. Daneben wurde über die Initiative des Europaratssekretariats zur Gründung 
eines Europäischen Roma-Instituts diskutiert. Eine Reihe von Mitgliedstaaten hinterfragten den positiven 
Nutzen bzw. Mehrwert eines entsprechenden Instituts. Die Diskussion hierüber soll im Jahr 2015 fortgesetzt 
werden. Von deutscher Seite wurde außerdem erneut auf eine stärkere Zusammenarbeit zwischen dem Euro-
parat und der EU in Roma-Fragen gedrungen. So wurde etwa ein Gedankenaustausch zwischen der EU und 
dem Europarat im Rahmen der sog. NRCP-Sitzungen (National Roma Contact Points im Rahmen der EU-
Roma-Strategie) am 05. November 2014 in Rom vorbereitet, in der gemeinsam nach Synergien gesucht wur-
de. Am 24. Oktober 2014 fand die Auftaktveranstaltung des ROMED 2-Programms in Berlin statt. Diese Ini-
tiative legt ihren Fokus auf die Partizipation der Roma in Kommunen sowie deren Fähigkeit, auf die entspre-
chenden Bedürfnisse der Roma besser einzugehen. Die ROMED-Initiativen stellen eine Gemeinschaftskoope-
ration von EU und Europarat dar und umfassen ein Ausbildungsprogramm für (Roma-)Mediatoren, die eine 
Brücke zwischen den Roma und der Zivilgesellschaft / Politik bilden sollen. 

f) Monitoring und Ausschuss der Vertragsparteien zum Übereinkommen des Europarates 
 zur Bekämpfung des Menschenhandels (SEV 197) vom 16. Mai 2005 
Auf der Sitzung des Ausschusses der Vertragsparteien am 5. Dezember wurden zwei Mitglieder des Sachver-
ständigenausschusses GRETA („Group of Experts on Action against Trafficking in Human Beings“), der Ös-
terreicher Helmut Sax und der Niederländer Jan van Dijk, im Amt bestätigt. Ebenfalls im Amt bestätigt als 
Vorsitzender des Ausschusses wurde Botschafter Pekka Hyvönen (Finnland). Der Entwurf des ersten 
GRETA-Berichtes zu Deutschland wurde der Bundesregierung am 6. Dezember übermittelt. Die Bundesregie-
rung wird zum 20. Februar 2015 Stellung nehmen. 

2. Korruptions- und Terrorismusbekämpfung 
a) Staatengruppe gegen Korruption 
Die Staatengruppe gegen Korruption (GRECO) hielt im Oktober und im Dezember 2014 zwei Plenarsitzun-
gen ab. In den Sitzungen wurden fünf Evaluierungsberichte der Vierten Runde zu Korruptionsprävention in 
Parlament und Justiz angenommen (Deutschland, Aserbaidschan, Irland, Litauen und Malta). Des Weiteren 
wurden 18 Folgeberichte der Dritten Runde (Aserbaidschan, Bulgarien, Serbien, Polen, Slowakei, Spanien, 
Dänemark, Belgien, Deutschland, Malta, Armenien, Montenegro, Rumänien, Niederlande, Tschechische Re-
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pub-lik, Frankreich, Schweden und Türkei) verabschiedet und die ersten drei Folgeberichte der Vierten Evalu-
ierungsrunde (Polen, Großbritannien, Slowenien) angenommen. 
Der Evaluierungsbericht der Vierten Runde über Deutschland (Korruptionsprävention bei Parlamentariern 
sowie bei Richtern und Staatsanwälten) hebt den hohen Standard hervor, den Deutschland bei der Korrupti-
onsbekämpfung erreicht hat, sieht aber noch Raum für weitere Verbesserungen. Im Parlamentsteil empfiehlt 
GRECO, die Transparenz des parlamenta-rischen Prozesses zu verbessern, bspw. durch Einführung von Rege-
lungen über den Umgang von Parlamentariern mit Lobbyisten und anderen Dritten. Weiter wird empfohlen, 
dass Abgeordnete Interessenkonflikte weitergehender als bisher offenlegen und hierzu Beratung erhalten sol-
len. Außerdem sollen die vorhandenen Regelungen zur Offenlegung von Nebentätigkeiten, Nebeneinkünften 
und Unternehmensbeteiligungen ausgeweitet werden und zukünftig auch für bedeutende Vermögenspositio-
nen und bedeutende Verbindlichkeiten gelten.  
Die Empfehlungen im Justizteil sehen vor, dass Deutschland ein Kompendium der vorhan-denen Regelungen 
über das ethische bzw. professionelle Verhalten von Richtern und Staatsanwälten erstellt, das erklärende 
Kommentare und/oder praktische Beispiele insbe-sondere über Interessenkonflikte enthalten und an alle Rich-
ter und Staatsanwälte übermittelt und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden soll. Der Bericht emp-
fiehlt außerdem, dass angemessene Maßnahmen ergriffen werden, um die Transparenz und Überwachung der 
Nebentätigkeiten von Richtern zu stärken. Zuletzt wird empfohlen, eine Abschaffung des externen Einzelfall-
weisungsrechts der Justizminister gegenüber der Staatsanwaltschaft in Erwägung zu ziehen. Außerdem soll 
Deutschland weitere angemessene Maßnahmen ergrei-fen, um sicherzustellen, dass Einzelfallweisungen von 
adäquaten Transparenz- und Fair-nessgarantien begleitet sind und – bei einer Einstellungsweisung (also der 
Weisung, nicht zu verfolgen) – einer angemessenen Kontrolle unterliegen. Über die Umsetzung der Empfeh-
lun-gen muss Deutschland bis 30. April 2016 an GRECO berichten. 
In dem Compliance-Bericht der Dritten Runde über Deutschland wird die Umsetzung der Empfehlungen zum 
Thema I (Pönalisierung von Korruption) aufgrund der erfolgten Neurege-lung der Abgeordnetenbestechung 
und des vom Bundesministerium der Justiz und für Ver-braucherschutz im Juni 2014 vorgelegten Referenten-
entwurfs eines Korruptionsbekämp-fungsgesetzes als teilweise umgesetzt bewertet. Bei den Empfehlungen zu 
Thema II (Partei-enfinanzierung) blieb die Einschätzung der Umsetzung mangels Fortschritten gegenüber 
dem vorangegangenen Compliance-Bericht unverändert. Insgesamt wird die Umsetzung der Empfehlungen 
aus der Dritten Runde aber nicht mehr als „globally unsatisfactory“ einge-schätzt. Deutschland muss bis 
31. Juli 2015 erneut über die Umsetzung berichten. 

b) Bekämpfung des Terrorismus 
Der Expertenausschuss des Europarats zur Bekämpfung des Terrorismus (CODEXTER) hielt im November 
2014 in Straßburg seine 27. Sitzung ab. Im Mittelpunkt stand der Austausch über die Umsetzung einschlägi-
ger Europaratsübereinkommen sowie über sonstige Aktivitäten im Bereich der Terrorismusbekämpfung. Das 
Gremium beschloss u.a. einen Mandatsentwurf für die Einrichtung eines Ausschusses, der ein Zusatzprotokoll 
zum Übereinkommen des Europarats zur Verhütung des Terrorismus entwerfen soll, das sich mit der Thema-
tik ‚foreign terrorist fighters‘ (ausländische Kämpfer) befasst. Ebenfalls im November 2014 fand in Straßburg 
die 7. Sitzung der Gruppe der Vertragsstaaten des Übereinkommens des Europarats zur Verhütung des Terro-
rismus (SEV 196 vom 16. Mai 2005) statt. Die Gruppe der Vertragsstaaten ist zu dem Zweck gegründet wor-
den, die effektive Umsetzung und Anwendung des Übereinkommens zu evaluieren. Gegenstand der Sitzung 
war der Entwurf eines Fragebogens zur Evaluierung der Umsetzung von Artikel 5 des Übereinkommens (Öf-
fentliche Aufforderung zur Begehung einer terroristischen Straftat). Im September 2014 veranstaltete der Eu-
roparat in Malaga zusammen mit der Universität von Malaga eine internationale Konferenz zum Thema „Ter-
rorismus und organisierte Kriminalität“. 

3. Rechtliche Zusammenarbeit  
a) Europäische Kommission für die Wirksamkeit der Justiz (CEPEJ) 
Die Kommission CEPEJ hat ihre Arbeiten zur weiteren Stärkung der Justiz in Europa in ihren Arbeitsgruppen 
und ihren Plenarsitzungen am 3. und 4. Juli 2014 sowie am 11. und 12. Dezember 2014 fortgesetzt. Die Ple-
narsitzung im Dezember war geprägt von einer starken Präsenz von Delegationen aus Marokko, Tunesien und 
Jordanien, was deutlicher Ausdruck der sich vertiefenden Zusammenarbeit der CEPEJ mit den Nachbarstaaten 
Europas südlich und östlich des Mittelmeeres ist. Im September 2014 veröffentlichte sie den im zweijährigen 
Turnus erscheinenden und mit seinen statistischen Daten für Politik, juristische Berufe und Wissenschaft be-
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deutsamen Bericht über die Justizsysteme in Europa (Stand 2012). Außerdem hat die CEPEJ den Fragebogen 
für den nächsten Zyklus 2016 für das Referenzjahr 2014 entworfen, der bis März 2015 fertiggestellt und über-
sandt werden soll. Darüber hinaus hat sie im Rahmen der Kooperation mit der Europäischen Kommission in 
Brüssel im Rahmen des Europäischen Semesters der Europäischen Union bei den Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union die Daten für das sog. Justice Scoreboard abgefragt, einen eigenen Bericht der EU über das Jus-
tizwesen in den EU-Mitgliedstaaten, der im jährlichen Turnus erscheint (zuletzt im März 2014). 

b) Europäischer Ausschuss für die rechtliche Zusammenarbeit (CDCJ) 
Der für Zivilrecht und öffentliches Recht zuständige Lenkungsausschuss verabschiedete in seiner Plenarsit-
zung vom 29. bis 31. Oktober 2014 die Empfehlung CM/Rec (2014) 24 zur Vorbeugung und Beilegung von 
Streitigkeiten über die Änderung des Wohnsitzes eines Kindes. Sie soll im KMB am 11. Februar 2015 ange-
nommen werden. Sie enthält Vorschläge für Maßnahmen seitens der Mitgliedstaaten, um Streitigkeiten durch 
Umzug eines Elternteils mit dem Kind zu vermeiden bzw. im Streitfall Lösungsmechanismen bereitzustellen, 
die dem Kindeswohl Rechnung tragen. Der Ausschuss beschloss ferner, sich mit Standards zu Lobbying zu 
befassen. Hierzu hat er eine Machbarkeitsstudie für gesetzliche Regelungen zu Lobby-Aktivitäten in Auftrag 
gegeben und eine Arbeitsgruppe (Ad-hoc-Gruppe) eingerichtet. Die Ad-hoc-Gruppe bestehend aus Mitglie-
dern des CDCJ traf sich vom 8. bis 10. Dezember 2014, um einen ersten Entwurf für Empfehlungen im Hin-
blick auf rechtliche Regelungen zum Lobbyismus zu diskutieren. Deutschland war in der Gruppe vertreten. 

c) Lenkungsausschuss Strafrecht (CDPC) 
Auf seiner Sitzung im Dezember 2014 hat CDPC unter anderem eine erste Diskussion über den Entwurf eines 
möglichen künftigen Aktionsplans zu dem Bericht „White Paper on Transnational Organised Crime“ geführt. 
Auch hat der CDPC über den ersten Entwurf eines strafrechtlichen Modellübereinkommens des Europarates 
beraten. Mit diesem Modellübereinkommen sollen künftig Expertengruppen Leitlinien für die Aushandlung 
eines strafrechtlichen Übereinkommens an die Hand gegeben werden. Der CDPC hat ferner erste Beratungen 
über einen Bericht des Sekretariats geführt zu der Frage, ob es sich empfiehlt, bestimmte, ältere strafrechtliche 
Europarats-Übereinkommen zu ändern bzw. zu ergänzen. 
Unter Federführung des CDPC wurde ein Ad-hoc-Expertengremium eingesetzt, das sich mit der Frage der 
Überbelegung in Gefängnissen befassen soll. Dieser neue Ausschuss soll zum einen ein Weißbuch zum aktu-
ellen Stand der Überbelegung in den Gefängnissen in Europa erarbeiten. Zum anderen soll er Richtlinien vor-
legen, um die Mitgliedstaaten bei einer auf das jeweilige innerstaatliche System abgestimmten Problemlösung 
zu unterstützen. 
Der Lenkungsausschuss hat zwei ständige Unterausschüsse, die sich mit Fragen des Strafvollzugs (PC-CP) 
und der strafrechtlichen Zusammenarbeit (PC-OC) befassen. Deren lau-fende Berichterstattung hat der CDPC 
entgegengenommen und Vorschläge für weitere Ar-beiten gebilligt.  
Im September 2014 tagte die PC-CP-Arbeitsgruppe in Rostock-Warnemünde. Erörtert wurden vor allem die 
teilweise an Expertenanhörungen im ersten Halbjahr 2014 anknüpfenden Berichte zu alternativen Behand-
lungsmaßnahmen zur Haft, zur Gewalt in Jugendhafteinrichtungen und zu „wiederherstellende Justiz (Resto-
rative Justice“) in Justizvollzugsanstalten. Im Anschluss an die Tagung nahm die Arbeitsgruppe an der Ab-
schlusskonferenz eines Projektes zur Behandlung von Hochrisikostraftätern teil, das Mecklenburg-
Vorpommern zusammen mit europäischen Partnern durchgeführt hatte. Auf der Plenarsitzung im November 
2014 hat der PC-CP u. a. einen Bericht zur Gewalt in Jugendhafteinrichtungen entgegengenommen. Es wurde 
beschlossen, die Schlussfolgerungen und Empfehlungen aus dem Bericht zu operationalisieren und an alle mit 
Kinder- und Jugendschutz befassten Ministerien und Ombudspersonen zu verteilen.  
Der PC-OC diskutierte auf seiner Sitzung im November Entwürfe für ein Musterformular für Rechtshilfeersu-
chen, die bis zur nächsten Plenarsitzung 2015 fertiggestellt werden sollen. Zum Überstellungsübereinkommen 
beauftragte PC-OC eine Arbeitsgruppe, den Entwurf eines Zusatzprotokolls zum Zusatzprotokoll des Über-
stellungsübereinkommens zu erarbeiten, der in der nächsten Plenarsitzung diskutiert werden soll. 

d) Konsultativrat der Europäischen Richter (CCJE) 
Auf seiner jährlichen Plenarsitzung vom 22. bis 24. Oktober 2014 verabschiedete der Konsultativrat der Euro-
päischen Richter (CCJE) eine Stellungnahme „Über die Bewertung der Arbeit von Richtern, die Qualität der 
Justiz und die Achtung der richterlichen Unabhängigkeit“ (Opinion No. 17). Mit dieser Stellungnahme unter-
sucht der CCJE, wie die individuelle Bewertung der Arbeit von Richtern in Form von Beurteilungen die Qua-
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lität der Justiz verbessern kann, ohne dabei die richterliche Unabhängigkeit zu beeinträchtigen. Bei der 
Schwierigkeit, die Beurteilung von Richtern mit deren Unabhängigkeit in Einklang zu bringen, räumt der 
CCJE der Unabhängigkeit den Vorrang ein. Die konkrete Antwort eines jeden Mitgliedstaats soll und muss 
auch nach Auffassung des CCJE mit seinem Justizsystem, der Tradition und Kultur in Einklang stehen. 

4. Sozial- und Gesundheitspolitik 
a) Soziale Kohäsion 
Am 10./11. September 2014 fand in Baku (Aserbaidschan) eine Konferenz zur Implementierung der Strategie 
und des Aktionsplans des Europarats für Soziale Kohäsion in den einzelnen Mitgliedstaaten unter dem Titel 
„Soziale Kohäsion – Leistungen und Herausforderungen in Zeiten der Krise“ statt. Vertreter der Mitgliedstaa-
ten des Europarats hatten auf der Veranstaltung einen lebhaften Meinungsaustausch zum jeweiligen Stand der 
Umsetzung und diskutierten in einem gesonderten Panel die Diversitäten der einzelnen Gesellschaften als 
Umsetzungskriterium. Einigkeit bestand unter den Teilnehmern darin, dass die Zukunft sozialer Kohäsion vor 
allem die Gestaltung von inklusiven Gesellschaften erfordert. 
Am 17./18.10. fand in Turin eine hochrangige Konferenz zur Europäischen Sozialcharta statt.  
Generalsekretär Jagland sprach im Ergebnis von einem „Turin-Prozess“, durch den die weitere Realisierung 
sozialer Rechte in Europa befördert werden soll. 
Der Lenkungsausschuss für „Soziale Kohäsion, Menschenwürde und Gleichberechtigung (CDDECS) hatte 
sich im Frühjahr 2014 konstituiert und vom 18. bis 20. November nochmals getagt. Sein Mandat ist zunächst 
bis auf den 31. Dezember 2015 befristet und dient dem Gedankenaustausch zwischen den Mitgliedstaaten zu 
guten Praktiken bei der Förderung von Solidarität, Gleichberechtigung und Chancengleichheit in unseren Ge-
sellschaften sowie der Prävention vor und Bekämpfung von Gewalt und Diskriminierungen.  

b) Europäisches Direktorat für die Qualität von Arzneimitteln (EDQM) 
Die Expertengruppe 16 der Europäischen Pharmakopöe-Kommission befasste sich mit der Erfassung von 
Arzneimittelverpackungen, die Di(2-ethylhexyl)-phthalat (DEHP) enhalten und organisiert ein Projekt „Alter-
native Weichmacher zur Verwendung in Plastikbehältnissen/-tubings für Blutkomponenten“. Auf Vorschlag 
der Gruppe 6B unter dem Vorsitz eines Mitarbeiters des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI) wurde die Testung auf 
Hepatitis E Virus (HEV) mittels Nukleinsäure-Amplifikations-Technik (NAT) verbindlich in die Monogra-
phie „Human Plasma Pooled and Treated for Virus Inactivation“ aufgenommen. 

Bluttransfusion (CD-P-TS) 

In der Sitzung vom November 2014 wurden zwei alte Resolutionen auf ihre Gültigkeit überprüft. Es wurde 
die Empfehlung gegeben, die Resolution „ETS 39 – Exchanges of Blood-Grouping Reagents“ außer Kraft zu 
setzen, da die aktuelle Medizinprodukte-Gesetzgebung die darin enthaltenen Vereinbarungen verzichtbar ge-
macht hat. Dagegen wird noch geprüft, die Resolution „ETS 26 – Exchange of therapeutic substances of hu-
man origin“ zu aktualisieren, d. h., die Liste der von der Vereinbarung betroffenen Blutderivate auf die Pro-
dukte zu beschränken, die nicht durch andere gesetzliche Regelungen erfasst sind. 
Die Entwürfe Resolutionen des Ministerkomitees zur Versorgung mit Gerinnungsfaktorpräparaten und Im-
munglobulinen wurden erneut diskutiert. Eine überarbeitete Version wird der nächsten Sitzung des GR-SOC 
(2. Quartal 2015) vorgelegt.  

c) Ausschuss für Bioethik (DH-Bio) 
Im Rahmen der 6. Plenarsitzung des Ausschusses für Bioethik (DH-Bio) wurde eine überar-beitete Version 
des Entwurfs einer Empfehlung über die Nutzung von personenbezogenen Gesundheitsdaten, insbesondere 
genetischer und prädiktiver Natur, für Versicherungszwecke diskutiert. Die Delegationen wurden zur schrift-
lichen Stellungnahme zu der Neufassung aufgefordert. Der Entwurf soll Gegenstand der Bürositzung des DH-
Bio im März 2015 sein. Die Fertigstellung der Empfehlung durch den DH-Bio soll im Rahmen der 8. Plenar-
sitzung im November 2015 erfolgen.  
Ein überarbeiteter Vorentwurf eines Zusatzprotokolls zum Übereinkommen über Menschenrechte und Bio-
medizin betreffend den Schutz der Menschenrechte und der Würde von Personen mit psychischer Störung im 
Hinblick auf die unfreiwillige Unterbringung und unfreiwillige Behandlung wurde diskutiert und die Delega-
tionen wurden zur schriftlichen Stellungnahme zu der überarbeiteten Fassung aufgefordert. Der Entwurf einer 
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zweiten Studie zu neuen Technologien, der sich mit ethischen Fragestellungen bei neuen Technologien ausei-
nandersetzt, wurde den Delegationen vorgestellt. Der DH-Bio hat die Beauftragung des CDDH durch das Mi-
nisterkomitee zum Thema vorgeburtliche Geschlechtsauswahl zur Kenntnis genommen. Der CDDH soll u. a. 
mit der Unterstützung des DH-Bio Vorschläge für Aktivitäten des Europarats auf diesem Gebiet unterbreiten. 

d) Gleichstellung – Gender Equality Commission (GEC) 
Am 1. August 2014 trat das Übereinkommen zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt (Istanbul Konvention) in Kraft.  
In ihrer Sitzung vom 19. bis 21. November 2014 wählte die GEC Herrn Sergiy Kyslytsa (Ukraine) als neuen 
Vorsitzenden und Frau Frau Kira Appel (Dänemark) zur neuen Vize-Vorsitzenden. Die GEC verabschiedete 
den Entwurf des ersten Jahresberichtes über die Umsetzung der Strategie für die Geschlechtergleichstellung 
2014-2017 und diskutierte u. a. die inhaltliche Ausgestaltung der dritten Monitoring-Runde über die Umset-
zung der Empfehlung Rec(2003)3 des Ministerkomitees über die ausgewogene Teilnahme von Frauen und 
Männern in der politischen und öffentlichen Entscheidungsfindung. Das Monitoring wird voraussichtlich im 
Frühjahr 2015 beginnen.   
Am 9./10. Oktober fand in Helsinki eine Konferenz zum Thema „Bekämpfung von Stereotypen in der und 
durch die Bildung“ statt. 

5. Entwicklungsbank des Europarats (CEB) 
Die CEB (Sitz in Paris) ist die einzige europäische Entwicklungsbank mit unmittelbarem sozialem Auftrag. 
Die CEB hat 41 Mitgliedstaaten. Unter Gouverneur Rolf Wenzel (Deutschland) setzte sie ihre erfolgreiche 
Arbeit im Berichtszeitraum fort, ausgerichtet am Entwicklungsplan der Bank für 2014 bis 2016. 2014 bewil-
ligte die Bank insgesamt neue Projekte im Umfang von 2,1 Mrd. Euro. Davon entfielen mehr als ein Drittel 
auf die Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen in kleinen und mittleren Unternehmen. Ca. 60 Prozent 
der CEB Kredite entfallen regelmäßig auf Schwerpunktländer (target countries) in Mittel-, Ost- und Südosteu-
ropa.  

6. Kommunal- und Regionalpolitik 
Im Lenkungsausschuss für Demokratie und Regierungsführung (CDDG) stand in der zweiten Jahreshälfte die 
Abstimmung eines Referenztextes zum Thema Demokratie im Mittelpunkt. Die Arbeitsgruppe Referenztext 
trat am 6. Oktober zu ihrer zweiten Sitzung zusammen. Nach kontroversen Diskussionen einigte sich die Ar-
beitsgruppe auf eine Empfehlung, die zwar grundsätzlich die Nützlichkeit eines solchen Referenzpapiers an-
erkennt, aber aufgrund der bestehenden Risiken (Inkonsistenzen zwischen den Dokumenten, Gefahr der Ab-
senkung demokratischer Standards) keine eindeutige Notwendigkeit für ein solches Papier sieht. Vorgeschla-
gen wird aber die Zusammenstellung eines Kompendiums der relevantesten Dokumente des Europarats im 
Bereich der Demokratie, die auch auf der Webseite des Europarats veröffentlicht werden soll. Der CDDG 
stimmte diesem Vorschlag der Arbeitsgruppe in seiner zweiten Sitzung am 4./5. Dezember zu. Einen weiteren 
inhaltlichen Schwerpunkt dieser Sitzung bildete wiederum der Erfahrungsaustausch zwischen den Mitglieds-
staaten zu laufenden Verwaltungsreformprozessen. 
Mit der deutschen Delegation beim Kongress der Gemeinden und Regionen (KGRE) besteht ein regelmäßiger 
Informationsaustausch.  

7. Sport (Bekämpfung von Doping und Manipulationen von Sportwettbewerben sowie 
 Sport und Gewalt) 
Die dopingpolitischen Aktivitäten in den insgesamt drei Sitzungen des Koordinie-rungsforums für die WADA 
(„World Anti Doping Agency“) (CAHAMA – „Ad hoc European Committee for the World Anti-Doping 
Agency“) und der beobachtenden Begleitgruppe (Monitoring Group) des Übereinkommens gegen Doping 
vom 16. November 1989 standen im Zeichen des 25-jährigen Bestehens des Übereinkommens, anlässlich des-
sen es im November unter Beteiligung der WADA eine Jubiläumskonferenz in Straßburg gab. Darüber hinaus 
waren Schwerpunkte in der Monitoring Group die Stärkung der Überwachung der Einhaltung des Überein-
kommens durch eine Erhöhung der Anzahl der Evaluationen in den Mitgliedsstaaten und Aufnahme der Ar-
beiten zur Revision der Geschäftsordnung des Gremiums. 
In der Sitzung der Vertreter am 9. Juli 2014 nahm das Ministerkomitee den Entwurf des Übereinkommen des 
Europarates über die Manipulation von Sportwettbewerben an, das im Rahmen der 13. Europäischen Konfe-
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renz des Europarates für Sportminister in Magglingen (Schweiz) am 18. September 2014 zur Zeichnung auf-
gelegt und u.a. von Deutschland unterzeichnet wurde (bis 31.12.2014 hatten 17 Staaten unterzeichnet). Die 
Regelungsschwerpunkte des Übereinkommens liegen in den Bereichen Strafverfolgung, Glücksspielregulie-
rung und Kooperation zwischen Behörden, Organisationen des Sports und Wettanbietern. 
Der Ständige Ausschuss zum „Europäischen Übereinkommen vom 19. August 1985 über Gewalttätigkeit und 
Fehlverhalten von Zuschauern bei Sportveranstaltungen und insbesondere bei Fußballspielen“ diskutierte und 
verabschiedete auf seiner 39. Sitzung am 10./11. Dezember 2014 eine Aktualisierung des Übereinkommens. 
Die erzielte Einigung entspricht auch den Vorstellungen der zuständigen beteiligten deutschen Organisations-
einheiten. Nach geplanter Verabschiedung des Übereinkommens durch das Ministerkomitee tritt es in Kraft, 
wenn es von mindestens drei Mitgliedstaaten ratifiziert wurde.  

8. Jugend 
Im November 2014 tagte der Jugendlenkungsausschuss des Europarats (CDEJ) gemeinsam mit dem Bera-
tungsrat Jugend (CCJ), der aus Vertretern von Nichtregierungsorganisationen besteht, im Europäischen Ju-
gendzentrum in Straßburg. Dabei wurden die Fortschritte bei der Umsetzung eines regierungsübergreifenden 
Programms für Aktivitäten des Jahres 2014 thematisiert sowie über den Umsetzungsstand und mögliche 
nächste Schritte des Projekts „Qualitätssiegel für Jugendzentren“ diskutiert. Im November fand ebenfalls das 
„3. Weltforum für Demokratie“ des Europarats in Straßburg statt, das sich vor allem auch an junge Menschen 
richtet. 

9. Bildung und Kultur 
a) Bildung 
Im Rahmen seines Arbeitsprogramms 2014/15 setzte der Europarat im Berichtszeitraum seine projektorien-
tierte Tätigkeit im Bereich Bildung fort. Im Rahmen des belgischen Vorsitzes im Ministerkomitee fand auf 
Einladung der belgischen Regierung am 18. bis 19. Dezember 2014 in Brüssel eine informelle Sitzung des 
Lenkungsausschusses für Bildungspolitik und -praxis (CDPPE) statt. Im Mittelpunkt stand die Vorbereitung 
des kommenden Zweijahresprogramms 2016-17, das Arbeitsvorhaben zu Deskriptoren und Leitlinien für 
kompetenzorientierte interkulturelle und politische Bildung und die Vorstellung der gesamteuropäischen Platt-
form zum Thema „Ethik und Transparenz in der Bildung“. Die Sitzung setzte sich fort am 19. Dezember 2014 
mit einer hochrangigen Veranstaltung zum 60-jährigen Bestehen der Europäischen Kulturkonvention. 
Dem Bereich der Demokratie- und Menschenrechtsbildung (EDC/HRE) kommt weiterhin zentrale Bedeutung 
innerhalb der bildungspolitischen Tätigkeit des Europarats zu: Neben den Arbeiten zur Umsetzung der Charta 
EDC/HRE wurde 2014 das gemeinsame Projekt des Europarats mit der EU „Menschenrechte und Demokratie 
in Aktion“ fortgeführt. Mit ihm soll die Entwicklung nachhaltiger Mechanismen in der Demokratie- und Men-
schenrechtsbildung in den Mitgliedstaaten unterstützt werden. Ebenfalls im Kontext der Umsetzung der Char-
ta EDC/HRE (2010) des Europarats verabschiedete der CDPPE in seiner 3. Plenarsitzung 2014 eine Handrei-
chung für die Mitgliedstaaten zu Lehrplanreformen in der Demokratie- und Menschenrechtsbildung. Sie rich-
tet sich an politische Entscheidungsträger, Lehrpersonal und Studierende und soll Anfang 2015 erhältlich sein. 
Der Förderung des Rechts auf Bildung, Bildungserfolg und gesellschaftliche Teilhabe gilt das 2014 fortge-
führte Arbeitsvorhaben „Unterrichtssprachen“ („Languages of schooling“). Damit soll europaweit die soge-
nannte Unterrichtssprache, d. h. die fachsprachliche Kompetenz im Primar- und Sekundarbereich, gestärkt 
werden. In diesem Kontext wurde 2014 durch das Ministerkomitee eine Empfehlung verabschiedet, mit der in 
den Mitgliedstaaten das Bewusstsein für die Notwendigkeit entsprechender bildungspolitischer Rahmenvor-
gaben geschaffen werden soll. Ein weiteres Vorhaben zielt auf die Sprachförderung erwachsener Migranten 
(sogenanntes LIAM-Projekt), zu dem der Europarat über eine Internetplattform den Mitgliedstaaten eine Viel-
falt an Materialien bereitstellt.  
Das Lehrerfortbildungsprogramm „Pestalozzi“ sieht unterschiedliche Formate von Seminaren und Workshops 
für Lehrer und Dozenten der Lehrerausbildung vor, mit denen Multiplikatoren ausgebildet und die Themen 
laufender Europaratsprojekte für den Einsatz an Schulen aufbereitet werden. Neue Elemente des Programms 
sind u. a. online-Trainingskurse, das Angebot spezieller, auf die Bedürfnisse der Mitgliedstaaten zugeschnit-
tener Fortbildungen, und eine online-Plattform zum Erfahrungsaustausch und besseren Verbreitung von Fach-
dokumentationen. Die über 30-jährige erfolgreiche Zusammenarbeit mit der Landesakademie Bad Wildbad 
wurde 2014 erneut mit einer sehr erfolgreichen „Sommerschule“ zum Thema „Promoting Participation“ fort-
gesetzt, an der rund 80 Lehrkräfte aus den Mitgliedstaaten des Europarats teilnahmen. 
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b) Kultur 
Die kulturpolitischen Aktivitäten des Europarats zielten wie bisher darauf ab, die demokratische Kultur in den 
Mitgliedstaaten durch die praktische Auseinandersetzung mit kultureller Vielfalt in Europa, besonders in den 
Bereichen des kulturpolitischen Informationsaustausches und der Qualitätssicherung sowie der Bewahrung 
des Kultur- und Naturerbes zu stärken. 
Im 2. Halbjahr fand keine Sitzung des Lenkungsausschusses Kultur, Kulturelles Erbe und Landschaft statt. 
Als Teil des Follow-ups zur 10. Kulturministerkonferenz des Europarats vom April 2013 in Moskau fand im 
Juli 2014 in Baku ein Austausch zum Thema Kultur und Digitalisierung statt. Im Bereich des Kulturerbes 
werden die Mitgliedstaaten durch das Informationssystem HEREIN bei der Entwicklung demokratischer Poli-
tikansätze im Bereich des Kulturerbes unterstützt. Ein Aktionsplan zur Rahmenkonvention von Faro zum 
Wert des Kulturerbes für die Gesellschaft befindet sich in der Startphase. Bei einer Sitzung des Büros des 
Lenkungsausschusses Kultur, Kulturelles Erbe am 4./5. November wurde u. a. das Thema Evaluierung von 
Pilotprojekten zu Kultur und Kulturerbe in Südost-Europa, dem Kaukasus und der Schwarzmeerregion be-
handelt. Im Bereich Landschaft standen Fragen der Umsetzung des Europäischen Landschaftsübereinkom-
mens im Vordergrund. 

c) Medien 
Der Lenkungsausschuss für Medien- und Informationsgesellschaft (CDMSI) beschäftigte sich im 
Berichtszeitraum weiter mit einem Entwurf einer Empfehlung des Ministerkomitees zum Schutz und zur 
Förderung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und auf Achtung der Privatsphäre in Bezug auf 
Netzneutralität. Weiter finalisierte der CDMSI den Entwurf eines von der Expertengruppe MSI-INT 
(„Committee of Experts on cross-border flow of Internet traffic and Internet freedom“) erarbeiteten 
Empfehlung des Ministerkomitees zum freien grenzüberschreitenden Fluss von Informationen im Internet. 
Um den von ihm erwarteten Arbeitsergebnissen trotz fehlender Untergliederungen nachzukommen, beschloss 
der CDMSI die Einsetzung von Redaktionsausschüssen zu Medienpluralismus und Transparenz von 
Medienbeteiligungen, zu professionellem und ethischem Journalismus und Hassreden, zu öffentlich-
rechtlichen Medien, sowie zu geheimdienstlicher Überwachung. 
Das Ministerkomitee beschloss und bekräftigte Ende 2014 die baldige Einrichtung einer Internet-Plattform zur 
Förderung des Schutzes von Journalisten, die Anfang 2015 in Betrieb gehen soll.  
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Statistische Angaben zum Bericht der Bundesregierung über die Tätigkeit des Europarats 
für die Zeit vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 2013 
 
Statistische Angaben – Ministerkomitee  
Das Ministerkomitee tagte im Berichtszeitraum nicht. 
 
Das Komitee der Ministerbeauftragten (KMB) traf sich im Berichtszeitraum zu 15 ordentlichen Sitzungen 
sowie zu zwei Sitzungen zur Überwachung der Umsetzung der Rechtsprechung des EGMR. Dabei waren im 
Jahre 2014 insgesamt 11.996 Tagesordnungspunkte anhängig, davon wurden 553 Tagesordnungspunkte in-
nerhalb der ordentlichen Sitzungen behandelt, und 11.443 waren innerhalb der Sitzungen zur Überwachung 
der Umsetzung der Urteile des EGMR anhängig (das Zahlenmaterial zu den Tagesordnungspunkten ist nur 
jährlich verfügbar). Die Umsetzungsüberwachung ist eine Aufgabe des KMB, die es für alle noch nicht voll-
ständig umgesetzten Urteile zu erfüllen hat. Daraus erklärt sich die o. g. hohe Zahl der anhängigen Tagesord-
nungspunkte, die aber im Jahresverlauf nicht alle aktiv behandelt werden.  
 
 
Statistische Angaben – Antworten auf PV-Empfehlungen 
Das KMB gab 17 Antworten zu Empfehlungen der Parlamentarischen Versammlung des Europarats. Die Ge-
samtjahresliste umfasste 28 Antworten. Außerdem beantwortete das KMB im gesamten Jahr 2014 insgesamt 
18 Fragen aus der Parlamentarischen Versammlung.  
 
 
Statistische Angaben – Antworten auf Schriftliche Fragen von Abgeordneten der Parlamentarischen 
Versammlung 
Das Komitee der Ministerbeauftragten (KMB) beantwortete 8 Anfragen von PV-Abgeordneten. 
 
 
Statistische Angaben – Übereinkommen des Europarats 
Deutschland hinterlegte keine Ratifikationsurkunden in der zweiten Jahreshälfte 2014.  
 
Informationen zu allen Konventionen und anderen Rechtsinstrumenten des Europarats sind der Webseite des 
Vertragsbüros zu entnehmen: www.conventions.coe.int . 
 
 
Statistische Angaben – Antworten auf KGRE-Empfehlungen 
In der zweiten Jahreshälfte 2014 beantwortete das KMB 3 Empfehlungen des Kongresses der Gemeinden und 
Regionen Europas. Die Gesamtjahresliste für das Jahr 2014 umfasste 6 Antworten. 
 

http://www.conventions.coe.int/
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